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Sans-Papiers legalisieren nach Vorbild Genf 
5'000 Sans-Papiers leben in Basel-Stadt. Ihr Aufenthaltsstatus ist nicht geregelt, obwohl sie oftmals 
über lange Zeit hier wohnen. Dies ist einerseits aus humanitären Gründen unbefriedigend und 
andererseits führt es zu unangemeldeten Arbeitsverhältnissen, also Schwarzarbeit. Der Kanton 
Genf hat reagiert und eine vereinfachte Legalisierung von Sans-Papiers unter klaren und strengen 
Bedingungen ermöglicht. Nur ein kleiner Teil der Betroffenen können überhaupt von diesem 
Verfahren profitieren. 

Die SP-Fraktion freut sich sehr, dass der Anzug von Leonhard Burckhardt an den Regierungsrat 
überwiesen wurde. Damit hat der Kanton die Chance, dem guten Beispiel von Genf zu folgen und 
eine moderate Möglichkeit für Sans-Papiers zu schaffen, ihren Aufenthaltsstatus und ihr 
Arbeitsverhältnis zu legalisieren. 

 

 

 
Für weitere Auskünfte stehen zur Verfügung: 

Beatriz Greuter, Fraktionspräsidentin  079 346 54 46 

Leonhard Burckhardt, Grossrat  079 485 13 65 

 

 

Beilage: Anzug betreffend Legalisierung von Sans-Papiers nach dem Muster des Kantons Genf 
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Anzug betreffend Legalisierung von Sans-Papiers nach dem Muster des Kantons Genf 
Kürzlich wurde bekannt, dass der Kanton Genf im Begriff ist, im Einvernehmen mit den 
zuständigen Bundesbehörden einen Teil der im Kanton ansässigen Sans-Papiers mit regulären 
Aufenthaltsbewilligungen zu versehen. Dieses Unterfangen ist eingebettet in das jahrelange 
Bestreben, die Arbeitsbedingungen im Hauswirtschafssektor zu normalisieren, ein Arbeitssektor, 
der für das Wohlergehen aller grundlegend ist und in dem viele Menschen ohne Bewilligung 
arbeiten, deren Arbeitsverhältnisse kaum geschützt werden können. 

In den Genuss der aktuellen Genfer Legalisierung kommt nur, wer strenge Bedingungen erfüllt: 
Man muss zehn Jahre im Kanton gelebt haben (Eltern mit schulpflichtigen Kindern fünf), 
Französisch beherrschen, eine Arbeit haben und für seinen Lebensunterhalt selber aufkommen 
sowie wohl beleumdet und nicht betrieben sein. Es wird geschätzt, dass in Genf ungefähr 13 000 
Sans-Papiers wohnen, davon sind im Rahmen dieser Operation Papyrus genannten Aktion 590 
bereits regularisiert, ca. 300 sollen dazu kommen, d.h. gegen 7% aller Genfer Papierlosen könnten 
nach deren Abschluss regulär und angstfrei in der Schweiz leben. 

Auf Basel übertragen sähen die Zahlen bei Implementierung eines parallelen, den Verhältnissen in 
Basel-Stadt angepassten Programms folgendermaßen aus: Von den 5000 Sans-Papiers, die in 
unserem Kanton leben sollen, würden unter ähnlichen Bedingungen gegen 350 regularisiert – also 
eigentlich eine bescheidene Zahl, aber doch beträchtlich mehr als die wenigen Härtefallgesuche 
bislang bewilligt wurde. Dias Migrationsamt von Basel-Stadt beschränkte sich dem Vernehmen 
nach bisher darauf, lediglich Gesuche von gesundheitlich angeschlagenen Menschen oder von 
Familien mit Kindern zu bewilligen.  

Die Unterzeichneten regen demgegenüber an, dass der Kanton Basel-Stadt eine ähnliche Aktion 
wie Genf durchführt. Wie das angeführte Beispiel zeigt, ist das juristisch ohne weiteres möglich und 
menschlich ist es dringend geboten. Das Leben einer klar umrissenen, sorgfältig ausgewählten 
Zielgruppe würde massiv erleichtert, ihre Zukunft gesichert und sie würden aus einer im Grunde 
paradoxen Lage befreit, die einerseits durch ihre Existenz in der Illegalität, andererseits durch die 
oft bereitwillige Inanspruchnahme ihrer Arbeitskraft durch hiesige Unternehmen und Haushalte 
gekennzeichnet ist. Zudem wäre es möglich, die unregulierten Arbeitsverhältnisse im 
Haushaltssektor zu normalisieren, sowohl zum Schutz der Arbeitnehmenden wie auch zur 
Einbindung in die Sozialversicherungen. Auch viele ArbeitgeberInnen wären froh, wenn sie ihre 
Angestellten legal und sozialversichert beschäftigen könnten. 

Die strikte Auswahl garantiert, dass nur gut integrierte Menschen, die lange hier lebten und über 
die nötigen Sprachkenntnisse verfügen, in den Genuss einer Öffnung der Härtefallregelung kämen. 
Es ist auch nicht zu befürchten, dass durch die Regularisierung dieser genau definierten, kleinen 
Minderheit dem Missbrauch Vorschub geleistet würde oder Nachahmungen angeregt würden, da 
die Voraussetzungen sehr restriktiv bleiben und die regularisierten Sans-Papiers nach der neuesten 
Studie des Staatssekretariat für Migration (SEM) die Arbeitsverhältnisse beibehalten. 

Die Unterzeichneten bitten in diesem Sinne den Regierungsrat, zu prüfen und zu berichten 

•   ob eine Aktion nach dem Muster der Genfer Operation Papyrus in Basel sinnvoll sei, 
•   unter welchen Voraussetzungen sie durchführbar wäre, 
•   mit welchem Partnern zusammengearbeitet werden könnte oder müsste und 
•   unter welchem Zeithorizont sie ggf. möglich wäre. 

 

Leonhard Burckhardt 


